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Präambel 

Zur besseren Lesbarkeit wird in dieser Satzung auf die gleichzeitige Verwendung der 
Sprachformen männlich, weiblich und divers (m/w/d) verzichtet. Alle 
Personenbezeichnungen gelten gleichermaßen für alle Geschlechter. 

 

§ 1 
Name, Sitz und Zweck 

(1) Der im Jahr 1907 in Obermendig gegründete Turn- und Sportverein führt den 
Namen, „Turn- und Sportverein Grün-Weiß Mendig e.V.“. Der Verein ist im 
Vereinsregister eingetragen und Mitglied im Sportbund Rheinland, im 
Landessportbund Rheinland-Pfalz sowie in den zuständigen 
Landesfachverbänden.  

(2) Der „Turn- und Sportverein Grün-Weiß Mendig e.V.“  mit Sitz in Mendig verfolgt 
ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 
„steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. Der Vereinszweck ist die 
Förderung des Sportes und der sportlichen Jugendarbeit, insbesondere durch 
den Bau und die Unterhaltung von Sportanlagen sowie die Unterstützung 
sportlicher Übungen und Leistungen. 

(3) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. 

(4) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet 
werden. Es darf keine Person durch Ausgaben, die den Zwecken des Vereins 
fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 

(5) Bei Bedarf können Vereinsämter im Rahmen der haushaltsrechtlichen 
Möglichkeiten gegen Zahlung einer Aufwandsentschädigung nach § 3 Nr. 26a 
EstG entgeldlich ausgeübt werden. Über die entgeltliche Ausübung von 
Vereinsämtern entscheidet der Gesamtvorstand.  

(6) Im Übrigen haben die Mitglieder und Mitarbeiter des Vereins einen 
Aufwendungsersatzanspruch nach § 670 BGB für solche Aufwendungen, die 
Ihnen durch die Tätigkeit für den Verein entstanden sind. Hierzu gehören 
insbesondere Fahrtkosten, Reisekosten, Porto, Telefon und Kopier- und 
Druckkosten. Die Mitglieder und Mitarbeiter des Vereins haben das Gebot der 
Sparsamkeit zu beachten. Der Vorstand kann durch Beschluss im Rahmen der 
steuerrechtlichen Möglichkeiten Aufwendungserstattungen festlegen. 
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(7) Der Anspruch auf Aufwendungsersatz kann nur innerhalb einer Frist von 3 
Monaten nach seiner Entstehung geltend gemacht werden. Erstattungen 
werden nur gewährt, wenn die Aufwendungen mit prüffähigen Belegen und 
Aufstellungen nachgewiesen werden. 

 

§ 2 
 Grundsätze des Vereins 

Die Vereinsarbeit basiert auf dem Bekenntnis zur freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung und den Regelungen des Grundgesetzes der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Der Verein steht für religiöse und weltanschauliche Offenheit sowie parteipolitische 
Neutralität. Zudem fördert er die soziale Integration von Menschen mit 
Migrationshintergrund und tritt entschieden gegen jede Form von Diskriminierung, 
Extremismus, Rassismus und Menschenfeindlichkeit auf. 

Der Verein verurteilt jegliche Form von Gewalt, sei sie körperlich, seelisch oder 
sexualisiert. 

 

§ 3 
Erwerb der Mitgliedschaft 

(1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person werden. Die Aufnahme in den 
Verein erfolgt durch einen schriftlichen Aufnahmeantrag an den Vorstand. Bei 
Minderjährigen ist die Zustimmung der gesetzlichen Vertreter erforderlich. Der 
Vorstand entscheidet über den Aufnahmeantrag und teilt dem Antragsteller die 
Entscheidung mit. 

(2) Alle Mitglieder erkennen die Satzungen, Ordnungen und 
Wettkampfbestimmungen der Verbände, denen der Verein angehört, als 
verbindlich an. Die Verleihung der Ehrenmitgliedschaft erfolgt durch die 
Mitgliederversammlung. Ehrenmitglieder haben dieselben Rechte wie 
ordentliche Mitglieder. 

(3) Im Falle einer Ablehnung des Aufnahmeantrags ist der Vorstand nicht 
verpflichtet, die Gründe hierfür anzugeben. 



 

 5 

§ 4 
Beendigung der Mitgliedschaft 

(1) Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Tod, Ausschluss oder durch Auflösung des 
Vereins. Der Austritt muss schriftlich gegenüber dem Vorstand erklärt werden. 

(2) Ein Austritt ist nur mit einer Frist von sechs Wochen zum Ende eines Quartals 
möglich. 

§ 5 
Beiträge 

(1) Der Mitgliedsbeitrag sowie etwaige außerordentlich Beiträge werden von der 
Mitgliederversammlung festgelegt. 

(2) Der Vorstand kann in begründeten Fällen die Beitragszahlungen ganz oder 
teilweise erlassen oder stunden. 

(3) Die Mitgliedsbeiträge, Gebühren und Umlagen werden im SEPA-Basis-
Lastschriftverfahren eingezogen. Jedes Mitglied ist verpflichtet, bei Eintritt in 
den Verein ein SEPA-Lastschriftmandat zu erteilen und für eine ausreichende 
Kontodeckung zu sorgen. Der Einzug der Beiträge erfolgt quartalsweise. 

§ 6 
Straf- und Ordnungsmaßnahmen 

(1) Ein Mitglied kann, nachdem ihm Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben 
wurde, aus wichtigem Grund vom Vorstand aus dem Verein ausgeschlossen 
werden. Dies gilt insbesondere bei vereinsschädigendem Verhalten, groben 
oder wiederholten Verstößen gegen die Satzung oder bei Nichtzahlung von 
Beiträgen trotz zweimaliger Mahnung.  

(2) Bei schuldhaftem Verstoß gegen die Satzung oder gegen Anordnungen der 
Vereinsorgane können nach Anhörung des betroffenen Mitglieds durch den 
Vorstand folgende Maßnahmen ergriffen werden: Verwarnung, zeitlich 
begrenztes Verbot der Teilnahme am Sportbetrieb und an 
Vereinsveranstaltungen. 

(3) Alle Straf- und Ordnungsmaßnahmen sind schriftlich zu begründen und mit 
einem Hinweis auf das Rechtsmittels zu versehen. 



 

 6 

§ 7 
Rechtsmittel 

Gegen die Ablehnung der Aufnahme (§ 3) und gegen alle Straf- und 
Ordnungsmaßnahmen (§ 6) kann Einspruch eingelegt werden. Der Einspruch muss 
innerhalb eines Monats nach Zustellung der Entscheidung beim Vorsitzenden 
eingereicht werden. Über den Einspruch entscheidet die Mitgliederversammlung oder 
der Gesamtvorstand. Bis zur endgültigen Entscheidung ruhen die 
Mitgliedschaftsrechte und -pflichten des betroffenen Mitglieds, soweit diese von der 
Vorstandsentscheidung berührt sind. 

 

§ 8 
Vereinsorgane 

 Die Organe des Vereins sind: 

Ø die Mitgliederversammlung, 

Ø der geschäftsführende Vorstand, 

Ø der Gesamtvorstand. 
 

§ 9 
Mitgliederversammlung 

(1) Das oberste Organ des Vereins ist die Mitgliederversammlung. 

Die ordentliche Mitgliederversammlung ist mindestens einmal jährlich sowie, 
wenn es das Interesse des Vereins erfordert einzuberufen (BGB § 36). 

Die Einberufung erfolgt durch den geschäftsführenden Vorstand, unter 
Veröffentlichung der Tagesordnung, im amtlichen Mitteilungsblatt der 
Verbandsgemeinde Mendig sowie auf der Homepage des TuS Grün-Weiß 
Mendig e. V. 

(2) Zwischen der Einladung und dem Termin der Versammlung muss eine Frist von 
mindestens drei Wochen liegen. 

(3) Eine Mitgliederversammlung ist mit einer Frist von zwei Wochen und 
entsprechender Tagesordnung einzuberufen, ein Viertel der Mitglieder dies 
schriftlich beim Vorsitzenden beantragt (BGB § 37). 

(4) Die Mitgliederversammlung kann alternativ als virtuelle Mitgliederversammlung 
durchgeführt werden. Die Entscheidung, ob die Mitgliederversammlung in 
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Präsenzform oder als virtuelle Mitgliederversammlung durchgeführt trifft der 
geschäftsführende Vorstand. 

(5) Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen 
Mitglieder beschlussfähig. Stimmberechtigt sind alle Mitglieder vom vollendeten 
16. Lebensjahr an. Als Vorstandsmitglieder sind Mitglieder vom vollendeten 18. 
Lebensjahr an wählbar. 

(6) Die Mitgliederversammlung ist zuständig für die Entscheidungen in folgenden 
Angelegenheiten:  

a) Änderungen der Satzung,  

b) die Festsetzung der Mitgliedsbeiträge,  

c) die Ernennung von Ehrenmitgliedern sowie der Ausschluss von 
Mitgliedern aus dem Verein,  

d) die Wahl und die Abberufung der Mitglieder des Vorstands,  

e) die Entgegennahme des Jahresberichts und die Entlastung des 
Vorstands,  

f) Wahl von Kassenprüfern, 

g) die Auflösung des Vereins.  

(7) Die Entscheidungen der Mitgliederversammlung werden mit einfacher Mehrheit 
der abgegebenen gültigen Stimmen beschlossen. Bei Stimmengleichheit gilt ein 
Antrag als abgelehnt. Satzungsänderungen können nur mit einer Mehrheit von 
zwei Dritteln der abgegebenen gültigen Stimmen der Mitglieder beschlossen 
werden. Stimmenthaltungen bleiben für die Entscheidung unberücksichtigt. 

(8) Über Anträge, die nicht in der Tagesordnung verzeichnet sind, kann in der 
Mitgliederversammlung nur abgestimmt werden, wenn diese Anträge 
mindestens zwei Wochen vor der Versammlung schriftlich beim Vorstand des 
Vereins eingegangen sind. Die eingegangenen Anträge sind den Mitgliedern 
noch vor der Mitgliederversammlung über den Einladungsweg bekannt zu 
geben. Dringlichkeitsanträge dürfen nur behandelt werden, wenn die 
anwesenden Mitglieder mit einer zwei Drittel Mehrheit beschließen, dass sie als 
Tagesordnungspunkte aufgenommen werden. Ein Dringlichkeitsantrag auf 
Satzungsänderung ist unzulässig. 

(9) Über den Ablauf der Mitgliederversammlung und die gefassten Beschlüsse ist 
ein Protokoll zu fertigen, das vom Protokollführer und vom Versammlungsleiter 
zu unterschreiben ist.  
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§ 10 
Vorstand 

(1) Der geschäftsführende Vorstand setz sich zusammen aus: 

Ø dem 1. Vorsitzenden, 

Ø dem stellvertretenden Vorsitzenden, 

Ø dem Kassierer, 

Ø dem Schriftführer. 

(2) Der Gesamtvorstand besteht aus: 

Ø den Mitgliedern des geschäftsführenden Vorstands, 

Ø den vom Vorstand bestimmten weiteren Funktionsträgern, 

Jugendwart und Beisitzern. Die Anzahl dieser Personen ist auf 

zehn begrenzt. 

(3) Der geschäftsführende Vorstand wird für eine Amtsdauer von zwei Jahre durch 
die Mitgliederversammlung gewählt. Diese Amtsdauer kann nach Bedarf 
verkürzt oder verlängert werden. Die Mitglieder des Vorstands bleiben bis zur 
Wahl eines Nachfolgers im Amt. Scheidet ein Vorstandsmitglied vorzeitig aus, 
kann der Vorstand ein neues Mitglied kommissarisch bis zur nächsten Wahl 
berufen. 

(4) Der Vorsitzende beruft die Vorstandsitzungen und leitet diese. Er ist verpflichtet, 
den Vorstand einzuberufen, wenn es im Vereinsinteresse liegt oder die Mehrheit 
der Vorstandsmitglieder dies verlangt. 

(5) Der geschäftsführende Vorstand und der Gesamtvorstand ist beschlussfähig, 
wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist. Die 
Beschlussfassung erfolgt mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 
Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 
Vorstandssitzungen können als Präsenzveranstaltung, Video- oder 
Telefonkonferenz oder in kombinierter Form stattfinden. Wenn alle 
Vorstandsmitglieder einverstanden sind, können Beschlüsse auch im 
Umlaufverfahren, schriftlicher, mündlich, per Telefon, Telefax oder per E-Mail 
gefasst werden. 

(6) Als Vorstandsmitglieder sind Mitglieder vom vollendeten 18. Lebensjahr an 
wählbar. 
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§ 11 
Aufgaben des geschäftsführenden Vorstandes 

Dem geschäftsführenden Vorstand obliegen die Vertretung des Vereins nach § 26 
BGB und die Führung der Vereinsgeschäfte. Zu seinen Aufgaben zählen 
insbesondere:  

a) die Einberufung und Vorbereitung der Mitgliederversammlungen 
einschließlich der Erstellung der Tagesordnung,  

b) die Umsetzung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung,  

c) die Verwaltung des Vereinsvermögens und die Erstellung des 
Jahresberichts,  

d) die Aufnahme neuer Mitglieder. 

 

§ 12 
Gesetzliche Vertretung 

(1)  Vorstand im Sinne des § 26 BGB ist der geschäftsführende Vorstand. Jeweils 
zwei seiner Mitglieder sind gemeinsam zur Vertretung des Vereins berechtigt. 

(2) Gerichtsstand für alle Vereinssachen ist das Amtsgericht Mayen. 

 

§ 13 
Protokollierung der Beschlüsse 

Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung und des Vorstands sind schriftlich zu 
protokollieren. Das Protokoll muss vom Versammlungsleiter und einem von ihm 
bestimmten Protokollführer unterzeichnen werden. 
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§ 14 
Kassenprüfung 

(1) Die Mitgliederversammlung wählt für die Dauer von einem Jahr zwei 
Kassenprüfer sowie zwei Ersatzkassenprüfer, die nicht dem Vorstand 
angehören dürfen. Sie bleiben bis zur Neuwahl im Amt. Wiederwahl ist zulässig. 

(2) Die Kassenprüfer überprüfen die Rechnungs- und Kassenführung des Vereins 
mindestens einmal vor jeder ordentlichen Mitgliederversammlung und legen 
dort ihren Kassenprüfungsbericht vor. 

(3) Die Entlastung des Vorstands obliegt der Mitgliederversammlung. 

(4) Die Kassenprüfer überprüfen nicht nur die Kassenführung, sondern auch, ob 
die Mittel wirtschaftlich verwendet wurden und die Ausgaben sachlich richtig 
sind. 

(5) Das Geschäftsjahr umfasst den Zeitraum 01.01. – 31.12. eines jeden Jahres. 

§ 15  
Datenschutz im Verein 

Zur Erfüllung der Vereinszwecke und Aufgaben werden unter Einhaltung der Vorgaben 
der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) und des 
Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) personenbezogene Daten der Mitglieder 
verarbeitet. 

Jedes Mitglied hat, soweit die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind, folgende 
Rechte: 

• Auskunftrecht nach Artikel 15 DS-GVO, 
• Recht auf Berichtigung nach Artikel 16 DS-GVO, 
• Recht auf Löschung nach Artikel 17 DS-GVO, 
• Recht auf Einschränkung der Verarbeitung nach Artikel 18 DS-GVO, 
• Recht auf Datenübertragbarkeit nach Artikel 20 DS-GVO und 
• Widerspruchsrecht nach Artikel 21 DS-GVO.  

 

Den Organen des Vereins, allen Mitarbeitern oder für den Verein Tätigen ist es 
untersagt, personenbezogene Daten zu anderen als dem jeweiligen Zwecken der 
Aufgabenerfüllung zu verarbeiten, weiterzugeben, Dritten zugänglich zu machen oder 
anderweitig zu nutzen. Diese Pflicht besteht auch nach dem Ausscheiden aus dem 
Verein.  

Zur Einhaltung der datenschutzrechtlichen Vorgaben kann der geschäftsführende 
Vorstand einen Datenschutzbeauftragten bestellen. 
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§ 16 
Auflösung des Vereins 

(1) Die Auflösung des Vereins kann nur durch eine eigens zu diesem Zweck 
einberufenen Mitgliederversammlung beschlossen werden. 

(2) Eine solche Versammlung darf nur einberufen werden, wenn der 
geschäftsführende Vorstand dies mit einer Dreiviertelmehrheit seiner Mitglieder 
beschließt oder ein Drittel der stimmberechtigten Mitglieder dies schriftlich 
fordert.  

(3) Die Versammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der 
stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. Für den Beschluss zur Auflösung 
des Vereins ist eine Dreiviertelmehrheit der anwesenden Stimmberechtigten 
Mitglieder erforderlich. 

(4) Ist bei der ersten Versammlung weniger als die Hälfte der stimmberechtigten 
Mitglieder anwesend, ist eine zweite Versammlung einzuberufen. Diese ist dann 
mit einer Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder 
beschlussfähig. 

(5) Im Falle der Auflösung des Vereins oder des Wegfalls seines bisherigen 
steuerbegünstigten Zwecks fällt das Vereinsvermögen an die Stadt Mendig, die 
es ausschließlich und unmittelbar zur Förderung des Sports verwenden muss. 

 

Ort, Datum Mendig, 19.01.2025 
 
Unterschrift 
 
 
 
 
 

.................................................   ............................................ 
(Versammlungsleiter)     (Protokollführer) 

 


